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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Privatrecht

Der Vorentwurf zur Änderung des Zivilgesetzbuches betreffend die
Unternehmensnachfolge (zweite Etappe der Erbrechts-Revision) stiess in der
Vernehmlassung auf breite Zustimmung, wie aus dem im Januar 2020 veröffentlichten
Ergebnisbericht hervorging. Von den 55 eingegangenen Stellungnahmen fielen 45
positiv aus, 7 enthielten keinen expliziten Positionsbezug und 3 standen der Vorlage
ablehnend gegenüber. Der Kanton Basel-Landschaft, die SVP und die Vereinigung der
Privaten Aktiengesellschaften, die die Vorlage ablehnten, erachteten die bestehenden
zivilrechtlichen Möglichkeiten als ausreichend. Sie kritisierten, dass die
vorgeschlagenen Massnahmen allesamt zulasten der pflichtteilsgeschützten
Miterbinnen und Miterben der Unternehmensnachfolgerin bzw. des
Unternehmensnachfolgers gingen. Sie seien insgesamt zu einschneidend in die
Eigentumsrechte der Erbinnen und Erben und könnten zu vermehrten
Nachlassstreitigkeiten führen. Indessen begrüsste die grosse Mehrheit der
Vernehmlassenden die vorgeschlagenen Massnahmen insbesondere im Hinblick auf
Familienunternehmen und KMU sowie auf den Fortbestand der von diesen
Unternehmen geschaffenen Arbeitsplätze. Sie könnten effektiv dazu beitragen, die
aufgetretenen Probleme im Zusammenhang mit der Unternehmensnachfolge zu
verringern, waren die meisten Teilnehmenden der Ansicht, darunter 18 Kantone, CVP,
FDP, GLP und SP sowie zahlreiche Wirtschaftsverbände. Von den vier zentralen
Massnahmen wurde einzig jene zum Anrechnungswert des Unternehmens in grösserem
Ausmass kritisch beurteilt, weil diese Frage verhältnismässig komplex sei. Die
Möglichkeit, ein Unternehmen als Ganzes einer einzigen Person zuzuweisen, jene für
die Unternehmensnachfolgerin oder den Unternehmensnachfolger, einen
Zahlungsaufschub von den Miterbinnen und Miterben zu erhalten, sowie das Recht der
Miterbinnen und Miterben, die Übernahme eines Minderheitsanteils abzulehnen,
wurden hingegen überwiegend befürwortet. 1
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Mit 107 eingegangenen Stellungnahmen stiess die Vernehmlassung zur Änderung der
Zivilprozessordnung (Verbesserung der Praxistauglichkeit und der Rechtsdurchsetzung)
auf reges Interesse. Bis zum Ablauf der Frist im Sommer 2018 äusserten sich alle
Kantone, sechs Parteien und 75 weitere Teilnehmende zu den Revisionsvorschlägen,
wie dem Anfang 2020 veröffentlichten Ergebnisbericht zu entnehmen ist. Während
rund zwei Drittel der Stellungnahmen – darunter von 16 Kantonen sowie von CVP, FDP,
GLP, GP und SP – grundsätzlich positiv ausfielen, lehnten sieben Kantone (LU, NW, OW,
SG, SZ, UR, VS) und die SVP das Projekt insgesamt ab. Aufgrund der Vielfalt der
Neuerungen hatten indes nicht alle Vernehmlasserinnen und Vernehmlasser zu allen
Punkten Stellung bezogen oder eine eindeutige Position zur Vorlage als Ganzes
bekundet.
Umstritten waren insbesondere die Änderungen im Prozesskostenrecht, die neuen
Bestimmungen zum kollektiven Rechtsschutz sowie das neue
Mitwirkungsverweigerungsrecht für Unternehmensjuristinnen und -juristen. Das
Prozesskostenrecht hatte der Bundesrat dahingehend anpassen wollen, dass die
klagende Partei neu höchstens die Hälfte – und nicht mehr den Gesamtbetrag – der
voraussichtlichen Prozesskosten als Kostenvorschuss leisten muss, was die
Zugangshürden zum Gericht abbauen sollte. Vor allem von den Kantonen regte sich
Widerstand gegen diese Änderung, weil sie für sich einen finanziellen Mehraufwand
durch Inkasso und Fehlbeträge befürchteten, wenn die unterlegene Partei die Kosten
nicht vollständig tragen kann. Zahlreiche Teilnehmende waren zudem der Ansicht, dass
die finanziellen Hürden vielmehr durch eine Senkung der (kantonalen) Gerichts- und
Anwaltskosten sowie der Parteientschädigungen abgebaut werden müssten.
Dahingegen wurde die Stärkung des kollektiven Rechtsschutzes vor allem von den
Vertreterinnen und Vertretern der Wirtschaft kritisiert. Die neu geregelte und
erweiterte Verbandsklage sowie das neu geschaffene Gruppenvergleichsverfahren
verschlechterten die Position der beklagten Partei – und damit insbesondere der
Unternehmen – beträchtlich, während die Verbände unverhältnismässig viel Macht
erhielten, argumentierten sie. Die Instrumente der kollektiven Rechtsdurchsetzung
seien dem Schweizer Justizsystem fremd und verletzten den Grundsatz, dass jeder
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Einzelfall spezifisch und individuell beurteilt werden müsse. Andere Teilnehmende,
darunter acht Kantone, die CVP, die GLP, die GP und die SP sowie zwei Dutzend
Stellungnahmen aus vornehmlich juristischen, KMU- und Konsumentenschutzkreisen,
begrüssten die Vorschläge zum kollektiven Rechtsschutz aus Gründen der
Verfahrensökonomie, der Bekämpfung der Straflosigkeit und der höheren
Rechtssicherheit.
Das neue Mitwirkungsverweigerungsrecht für Unternehmensjuristinnen und -juristen
wurde von rund zwei Dritteln der sich dazu äussernden Stellungnahmen begrüsst. Die
ablehnenden, in erster Linie juristischen Stimmen befürchteten, dass dadurch die
Tätigkeit der Justiz erschwert würde, indem Unternehmen die Regel dazu nutzen
könnten, bestimmte Tatsachen zu verbergen. Demgegenüber sprachen sich
hauptsächlich wirtschaftsnahe Akteure dafür aus, Unternehmensjuristinnen und
-juristen sowohl mit in der Schweiz tätigen Anwältinnen und Anwälten als auch mit
ausländischen Unternehmensjuristinnen und -juristen mit Geheimhaltungsrecht
gleichzustellen. Für Unternehmen mit Sitz in der Schweiz sei es ein Problem, wenn sie
infolge dieser fehlenden Regelung vor ausländischen Gerichten strategische oder dem
Geschäftsgeheimnis unterliegende Daten offenlegen müssten.
Neben den im Vorentwurf enthaltenen Änderungen wurden von den
Vernehmlasserinnen und Vernehmlassern noch viele weitere Anpassungen an der ZPO
vorgeschlagen, die etwa Verfahrensfragen im Familienrecht, die Regelung der
Parteientschädigung und der Gerichtskosten oder die Ausgestaltung des
Schlichtungsverfahrens betrafen. 2

1) Ergebnisbericht Vernehmlassung ZGB (Unternehmensnachfolge)
2) Ergebnisbericht Vernehmlassung ZPO
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